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Samstag, 18. März 2023

Basel-Stadt, Baselland,
Schwarzbubenland

Nur das Plastiklogo blieb unbeschadet
In derGartenstadt inMünchenstein sprengtenUnbekannte zwei Bancomaten und fesselten einenMann.

In der Nacht auf Freitag fielen
zwei Bancomaten und ein
MünzzählerderBLKB-Filiale im
Münchensteiner Einkaufszen-
trumGartenstadteinemSpreng-
satz zum Opfer. Wie die Basel-
bieter Polizei mitteilt, sei um
2.10 Uhr eine entsprechende
Meldung eingegangen. Bei der
BLKB-Filiale im Einkaufszen-
trumeingetroffen, fanddiePoli-
zei einen gefesseltenMann vor.
Vermutlich habe er die unbe-
kannte Täterschaft überrascht
und sei im Weg gewesen. Mit
Fesselnhätten sie ihnausserGe-
fecht gesetzt. Das Opfer blieb
«körperlichunverletzt».Dasbe-
stätigt Polizeisprecher Adrian

Gaugler. Trotzdem dürfte ein
solchesErlebnisnicht spurlos an
einem vorbeigehen, betont
Gaugler. Auch die Sprengung
eines Bankomaten sei keine
Kleinigkeit.

Keinenennenswerte
Beutegemacht
Durch die Sprengung selber sei
ebenfalls niemand zu Schaden
gekommen, schreibt die Polizei
weiter. Allerdings seien die
Geldautomaten und auch die
Fassade erheblich inMitleiden-
schaft gezogen worden. Die
Scheibenwurdenzertrümmert.
Die malträtierten Bancomaten
befanden sich im Vorraum der

Filiale. Die verbliebenen, glim-
menden Gebäude- und Banco-
mat-Teile konnten von der
Feuerwehrgelöschtwerden.Die
Täterschaft floh vorher motori-
siert in unbekannte Richtung.

Marius Maissen, Medien-
sprecherderBLKB, sagt aufAn-
frage, dass keine nennenswerte
Beute gemacht werden konnte,
da die Tresore stark verschlos-
sen seien. Sie würden mehr-
fache Sprengungen aushalten.
Die Noten wurden eingefärbt
und so unbrauchbar gemacht.
Zudem seien im Umkreis der
Detonation Partikel einer
«SmartWater»-Lösung verteilt
worden.Daskönnehelfen,«um

eine Täterschaft oder Tatmittel
wie auch gefundenes Bargeld
einemTatort zuzuweisen».

DasGebiet rundumdasEin-
kaufszentrumwurde fürdieTat-
bestandsaufnahme weiträumig
abgesperrt.DiePolizei bittet um
Hinweise. Das Sprengen der
Bancomaten reiht sich ein in
eineSerie vonähnlichenVorfäl-
len im Baselbiet. So wurden in
den vergangenen zwei Jahren
immer wieder Bancomaten in
der Region mit Sprengstoff an-
gegangen – unter anderem in
Aesch,Füllinsdorf,Oberwil und
Basel (die bz berichtete).

MonaMartinDer Schaden ist deutlich grösser als die Beute. Bild: Kenneth Nars

Schluss mit Hausaufgaben
Bei der Frage, sie aus der Schule zu verbannen, reiben sich Politiker beider Basel an gegensätzlichenMeinungen.

MichaelMeury

In vielen Kantonen verzichten
Schulen mittlerweile darauf –
nicht so in den beiden Basel.
Während die Schulkinder hier
noch immer andenHausaufga-
ben sitzen, zerbrechen sich
Politiker dieKöpfe darüber,wie
esweitergeht.Die SVP-Landrä-
tin Caroline Mall verlangt mit
einerMotion, dass anBaselbie-
ter Schulen die Hausaufgaben
abgeschafft werden, und fä-
chert damit einemDauerbren-
nerthema neue Luft zu.

NutzenderHausaufgaben
sei eine«Utopie»
Das«veralteteKonzept sei heu-
te nicht mehr zielführend»,
sagt Mall. Die Vorstellung,
durch Hausaufgaben würde
«dasGelernte auf der Festplat-
te eingeschweisst», sei eine
«Utopie», denn es gebe keine
empirischen Belege dazu. Vom
Begriff Chancengleichheit
möchte die Reinacher Landrä-
tin absehen. Doch würden die
Hausaufgaben abgeschafft,
wäre die Ausgangslage unter
unterschiedlich schulisch star-
ken Kindern «sicher gerech-
ter». Gerade zu Hause hätten
Kinder dann «mehr Zeit zum
Lernen für Prüfungenundmüs-
sennicht noch zusätzlichArbei-
ten erledigen».

Deswegen fordert Mall,
dass Alternativen geprüft wer-
den. Durch Modelle wie
«Hausaufgabenstunden»wür-
den Lehrpersonen, Kinder und
Eltern entlastet.Mit Prüfungen
könnten die Kinder besser
zeigen, dass sie den Stoff
beherrschen und Zeitmanage-
ment-Kompetenz besitzen als
mit Hausaufgaben.

Chancengleichheit in
Gefahr
In derBaselbieter Schulratsprä-
sidienkonferenz habeman sich
noch nicht über eine Hausauf-
gabenabschaffungunterhalten,
sagt PräsidentinUrsula Berset.
Persönlichwürde sie aber «eine
grundsätzliche Diskussion mit
allen Schulbeteiligten sehr be-
grüssen». Sie sehe durchHaus-
aufgaben vor allem die Chan-

cengleichheit in Gefahr. Man
müsse Zeitfenster schaffen, in
denendieKinder an der Schule
und professionell begleitet den
Stoff aus dem Unterricht üben
könnten und keine Fleissarbei-
ten oder Zusatzprojekte mehr
lösen müssten. Eine ausgereif-

te Lösung könne sie aber auch
nicht präsentieren.

Für die Baselbieter Bil-
dungs-, Kultur- und Sportdirek-
tion (BKSD) seien Alternativen
zu Hausaufgaben kein Thema.
Diese dienten dazu, «das
Gelernte zu festigen und zu ver-
tiefen». ImHinblick auf eigen-
ständiges Arbeiten würden sie
den Kindern helfen, ihr «Zeit-
management zu verbessern
und Verantwortung für ihre
eigene Bildung zu überneh-
men».Gerade ein«Verzicht auf
Heimlektüre in den modernen
Sprachen» sei nicht ziel-
führend.

Selbstständiges Lernen
sollte imZentrumstehen
Auch in Basel-Stadt seien laut
dem Erziehungsdepartement
keineMassnahmenoderRege-
lungen vorgesehen.Gerademit
der Digitalisierung und Covid
habe das «selbstorganisierte
ortsunabhängigeArbeiten eher
an Stellenwert gewonnen».

Für Mitte-Landrat Pascal Ryf,
Präsident der Baselbieter Bil-
dungs-, Kultur- und Sportkom-
mission, ist dasAbschaffenauch
keineLösung. ImGegenteil:Der
Druck auf Kinder aus fordern-
den Elternhäusern würde da-
durch noch mehr steigen, wäh-
rend Kinder bildungsferner
Eltern zuHausegarnichtsmehr
täten. «Die Schere zwischen
unterschiedlich belasteten
Schulkindern würde noch grös-
ser, und die Chancengerechtig-
keit wäre erst recht gefährdet.»

Bei der vorgegebenen
Schulzeit pro Woche seien
Hausaufgaben inbegriffen.Da-
bei sei wichtig, «dass es nicht
primär um korrektes Lösen,
sondern um die weitere Ausei-
nandersetzung und Vertiefung
mit dem Stoff und das eigen-
ständige Probieren ankommt».
Andernfalls sei das Ziel der
Hausaufgaben verfehlt. Eben-
so seien es eher die vielen Prü-
fungen, die den Druck auf die
Kinder erhöhen, meint Ryf.

Wolle man gerechte Chancen
kreieren, sei die Debatte falsch
geführt, findet die Basler GLP-
Grossrätin SandraBothe-Wenk.
«Man fokussiert sich zu sehr auf
das Hausaufgaben-Thema.»
Eigentlich gehe es darum, dass
alle ein unterschiedliches Lern-
tempo haben, um den Stoff zu
vertiefen, undmehr oder weni-
ger Unterstützung brauchen.
Deshalb seien die betreuten
AufgabenstundenanSchulen so
wichtig. Man müsse zwischen
denSchulstufenunterscheiden,
findet sie. Sowohl flächen-
deckendeAbschaffung als auch
Beibehaltung würden am Ziel
vorbeiführen.

Alle Kinder sollen «selbst-
ständig lernen, zu lernen», um
schliesslich bis zur Volljährig-
keit volle Eigenverantwortung
tragen zu können. «Um das zu
erlangen, brauchen nicht alle
gleich lang, und die Frage nach
den Hausaufgaben muss indi-
viduell betrachtet werden»,
sagt die Grossrätin.

Von der Schulbank an das Pult zu Hause: nutzlos, finden die einen – pädagogisch wertvoll, sagen die anderen. Symboldbild: Samuel Golay

«DieFrage
nachden
Hausaufgaben
muss individu-
ell betrachtet
werden.»

SandraBothe-Wenk
Grossrätin, GLP

Amnesty kritisiert
Basler Polizei
Umstritten DerEinsatzderKan-
tonspolizei Basel-Stadt am
8. März gab viel Gesprächsstoff
her in den vergangenenTagen –
auchüberregionaleMediengrif-
fen die Demonstration auf, im
Fokus stand meist der Einsatz
von Gummigeschossen und die
mutmasslicheNicht-Einhaltung
vonMindestabständen.Gestern
Freitag meldete sich Amnesty
International. Die Organisation
zeigt sich «beunruhigt über die
gewalttätige Auflösung einer
friedlichen Demonstration am
internationalenFrauentag inBa-
selunddenEinsatzvonGummi-
geschossen durch die Polizei».

Gleichzeitig veröffentlichte
Amnesty International 25 Re-
geln fürdenEinsatz solcherWaf-
fen – etwa, dass vor demEinsatz
der Waffen eine deutliche War-
nung ausgesprochen werden
muss und nur auf die Beine
gezielt werden soll.

Weiter fordert Amnesty
International die Schweizer Be-
hörden auf, friedliche Demons-
trationen nicht länger mit der
Begründungaufzulösen,dass sie
unbewilligt seien. Zudem ver-
langt Amnesty International
eineunabhängigeundwirksame
Untersuchung der Vorfälle in
Basel sowie ein vollständiges
Verbot des Einsatzes vonMehr-
fachgeschossen.

Polizei schweigt zum
Mindestabstand
Die Kantonspolizei Basel-Stadt
äusserte sichgleichzeitig gegen-
über dem Onlinemedium «Re-
publik»zurverwendetenSchrot-
munition.Eshandlesichumden
Mehrzweckwerfer GL06. Mit
ihm können Gummigeschosse
einzeln und nicht in Massenla-
dungen abgefeuert werden; die
Mindestdistanz beträgt fünf
Meter. Laut der «Republik» hat
die Kantonspolizei Basel-Stadt
keinekonkreteAussageüberdie
heiss diskutierte Nichteinhal-
tung des Mindestabstands ge-
macht. Lediglich, dass dies mit-
tels detaillierter Untersuchung
ermittelt werden müsste. Nach
derDemonstrationvom8.März
tauchten auf sozialen Netzwer-
ken Videos auf, welche zumin-
dest vermuten lassen, dass sich
diePolizeikräftebeimAbfeuern
desMehrzweckwerfers zu nahe
bei den Demonstrierenden
befanden. (neo)


